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Die ikeicvsminister Dergt und Vrsuns
in Leipzig

Der Reichsjuftizminister über da» Reichsgericht
WTB . Leipzig, IS. Rov. (Tel . ) Heute statteten Reichsjustiz-

minister Dr. Hergt dem Reichsgericht und mit ihm der Reichs-
axbeitsminister Dr . Brauns dem neu errichtete» Reichsarbeits¬
gericht einen Besuch ab . Bei der Feier im Reichsgericht be¬
grüßte Exz. l)r. Hergt die Richter mit einer Ansprache, in der
er ausführte :

Die neuen verfassungsrechtlichen Verhältnisse führten dazu,
daß dem Reichsgericht neben seiner zivil- und strafrechtlichen
Tätigkeit bedeutsame Entscheidungen auf staats - und verwal¬
tungsrechtlichem Gebiet übertragen wurden , und sich damit
der Kreis seiner verantwortungsvollen Aufgaben wesentlich
erloeiterte . Was aber vielleicht noch tiefer in die Verhältnisse
des Reichsgerichtes eingriff , das war die außerordentliche . Aus¬
dehnung der erstinstanzlichen strafrechtlichen Rechtsprechung
auf politische« Gebiete , die ihm durch die politisch bewegte
Zeit nach der staatlichen Umwälzung gebracht worden ist . Von
scharfer und übelwollender Kritik find Sie , meine Herren ,
nicht verschont geblieben. Um so mehr aber haben alle Gerecht-
denkenden anerkennen müssen, daß das Streben nach höchster
Gerechtigkeit auch in der politischen Strafrechtspflege stets
Ihr vornehmstes Ziel und Ihre Richtschnur gewesen ist . Und
wi« steht es mit Ihrer Betätigung heute ? Jetzt gilt es auf
allen Gebieten Wiederaufbauarbeit zu leisten, und dabei har¬
ren auch Ihrer , als der höchsten Richter, gewaltige Gegen¬
wartsaufgaben . Auf dem Gebiete des Rechtslebcns bedarf es
mehr als sonstwo ernstesten Wiederaufbaues . Als derjenige ,
dem das Rechtsressort des Reiches airvertraut ist, appelliere
ich hier an Ihre tätige Mitarbeit als höchste Richter des Rei¬
ches. Möge das Amt der höchsten Reichsrickter stets in der
Hand von Persönlichkeiten des Charakters und des Geistes
sein ! Möge das Reichsgericht stets die Pflegestätte eines
wahrhaft obersten Richtertums darstellen . Dann wird Ihre
Tätigkeit dem Volke zum Segen gereichen, und umgekehrt
wird die Volksgemeinschaft dies Ihnen danken und Sie auch
weiterhin auch ansehen als seine höchsten Führer auf dein
Wege des Rechtes. Daß es stets so sein und bleiben möge, das
ist der Wunsch , mit dem ich Sie namens der Reichsregierung
heute hier begrüße.

An der nachfolgenden
Feier beim Reichsarbeitsgericht

nahmen der Präsident des Reichsgerichts, die richterlichen
Mitglieder des Reichsarbeitsgerichts und die Reichsarbeits -
richter teil . Der Reichsjustizminister eröffnete die Feier mit
einer Ansprache, in der er den Reichsarbeitsminister namens
der ReiwSjustizverwaltung und des Reichsgerichts willkom¬
men hieß und darauf hinwies , daß das Reichsarbeitsgericht
die Einheitlichkeit der Arbettsrechtsprechung sichern und zu¬
gleich ihren Zusammenhang mit der allgemeinen bürgerlichen
Rechtspflege wahren solle . ^

In seiner Antwort würdigte der Reichsarbeitsminister
gleichfalls die Bedeutung des beim Reichsgericht errichteten
Reichsarbeitsgerichts und seiner Zusammensetzungaus Berufs¬
richtern und aus Vertretern des Arbeitslebens . Das Arbeits -
gerichtsgesetz biene dem Zwecke der Sicherung eines wichtigen
Zweiges des neuen deutschen Rechts, des Rechts der Arbeit .
Es besteht das größte Interesse daran , daß d,e Grundsätze
des neuen , zu einem guten Teil noch iu der Entstehung be¬
griffenen Rechts einheitlich von den dazu berufenen Gerich¬
ten ausgelegt werden . Nunmehr ist für alle Streitigkeiten
des Arbeitslebens eine höchste Instanz des Reichs geschaffen,
die der Wahrung der Rechtseinheit und der einheitlichen
Fortentwicklung des Arbeitsrechts dienen kann und wird .
Man hat in der Öffentlichkeit lange darüber gestritten , ob
diese höchste Instanz ein selbständiges Gericht fein oder ob
sie mit dem Reichsgericht m eine nahe Verbindung gebracht
werden solle . Für die zweite Möglichkeit haben sich Reichs-
regierung , Reichsrat und Reichstag nicht zuletzt deshalb bei -
ncche einmütig entschieden , weil die Tätigkeit des Reichs¬
gerichts, insbesondere seines dritten Zivilsenates , der Offent -

. lichkeit gezeigt hat , mit welchem liebevollen Verständnis sich
das höchste deutsche Gericht der Auslegung und Fortbildung
des neuen Arbeitsrechts angenommen hat . Es ist darum für
alle Beteiligten eine große Befriedigung , daß der Vorsitzende
des dritten Zivilsenats des Reichsgerichts und ein erheblicher
Teil seiner Mitarbeiter neben andern hoben Richtern von
besonderer Erfahrung auf dem Gebiete des ArbeitSlebens
dem neuen Reichsarbeitsgericht angehören . Zum erstenmal
gehören ferner einem höchsten deutschen Zivilgericht auch Rich¬
ter an , die nicht dem Berufsrichtertum entstammen . Ich hoffe
zuversichtlich , daß das Reichsgericht diese neuen Mitarbeiter
an der Wahrung der deutschen Rechtseinheit freudig begrü¬
ßen wird . Tce Reichsarbeitsrichter , die ich gemeinsam mit
dem Reichsminister der Justiz zu ihrem schweren, aber auch
dankbaren Amt berufen habe , sind hervorragende Vertreter
deS deutschen Arbeitslebens , von der Arbeitgeber - und von
der Arbeitnehmerseite . Ihr hoher Beruf , meine Herren
Reicvsarbeitsrichter , ist «S nun , getreu der Reichsverfaffung ,
entsprechend ihrem Artikel 185, auch in der Rechtspflege an
höchster Stelle ^a« der gesamten wirtschaftliche» Entwicklung
der prsduktive « Kräfte mitzuwirken." So soll das Reichs-
avbeitsaericht ein Stück des Aufbaus und des Aufstiegs der
neuen beulzcyen Republik sein , es soll in gemeinsamer ern¬
ster Arbeit von Berufsrichtern , Arbeitgebern und Arbeitneh -
niern , an der Findung und Wahrung des Rechts das deutsche
Arbeitsleben fördern und aufwärts führen , wie wir es alle
zum Wähle deS Volkes und des Reiches wünschen.

Trauerfälle in der Familie HindenburgS . In Lübeck verstarb
am Mittwoch eine Schwägerin des Reichspräsidenten , Frau
Ali« p. Beneckend»rff und ». Hindenbnrg. Eine andere Schwä¬
gerin , Frau Lina v . Bcncckcnd - rff und v . Hindenbnrg war am
Tage vorher auf dem Familiengut Reudeck einem Schlag¬
anfall erlegen

Bevkinev Tagesbericht
(Eigener Bericht der „Karlsruher Zeitung " )

Die deutsch-polnische « Verhandlungen
Ick. Berlin , 19. R- v . (Priv . -Xel.)

Die dentsch- palnischen Handelsvertragsverhandlungen dürf¬
ten, soweit sie zwischen der Rrichsregierungund dem in Berlin
weilenden polnischen Delegierte« Jakowskt geführt iverden ,
spätestens Mittwoch kommender Woche ihren Abschluß finden.
Für die folgenden Einzelverhandlungen ist auf polnischer Sette
als DelegationSführrr der frühere österreichische Minister und
spätere Gouverneur von Krakau von Twardowski er¬
nannt wordrn , während der Nachfolger des Staatssekretärs
Lewald .auf deutscher Seite noch nicht bestimmt ist . Die Ver¬
handlungen dürften im wesentlichen vorerst auf ei« Programm
hinauslanfe«, und zunächst einmal dir grundsätzliche« Fragen
geklärt werbe» . Man hat jedenfalls mit einer längere« Dauer
der Einzelverhandlungcn, die sich auf die Zollhauptgruppe»
beziehen , zu rechnen, während andere entscheidende Kragen,
wie der Aufenthalt der Ausländer, Konsulatsfragen usw ., durch
diplomatische Brrhandlnnge« zwischen den Regierungen und
den Gesandten erledigt werden dürften. Die Borträge, di«
heute der Reichsaußenminister und der aus Warschau in Ber¬
lin eingetroffene deutsche Gesandte Rauscher dem ReichS -
präfidenten halten , gelten »vohl diesen Fragen.

Eine sensationelle Fälscheraffäre
In Frankfurt a. M. wurden große Fälschungen rus¬

sischer Tscheruowezbanknote » entdeck ^ die von
einer dortige « kleinen Druckerei im Aufträge eines geor-
gischen Politikers, der früher zu den Weißgardisten gehalten
hatte , hergestrllt worden waren. ES handelt sich um Bank¬
note » im Werte von vielen Millionen Reichsmark . Ähnliche
Fälschnngen wurden auch in Ungarn und Frankreich ausge¬
führt. Angeblich wollte man damit die georgische Freiheits¬
bewegung finanzieren. Im Zusammenhang mit der Affäre
wurde ein gewiffrr Dr. Weber in München verhaftet ,
der einer der Hanptteilnehmer der Httlerbewrgu«, war. ES
wird ei« gewiffrr Zusammenhang zwischen deutschen Rechts¬
radikalen und der weißen russische » Propaganda von . den
polizeilichen Stelle » vermutet . Die Untersuchung wird von Brr-
lin aus geführt , wo die ersten Berhaftungr« erfolgt sind. Unter
den Verhafteten befindet sich auch der Sekretär des rrmor-
detrn Raspntin, der Hanptmann Simanowitsch. In Paris
ist ein gewiffrr Bristaw auf Beranlaffung der deutschen Kri-
ntinalpolizri wegen der gleichen Affäre verhaftet worden.

Der bayerische Ministerpräsident über
Föderalismus

WTB . München, 19. Nov . (Tel . ) Der bayerische Städtebund
fand sich am Freitag abend auf seiner Herbsttugnng im Rat¬
haussaale zu einem Bierabend zusainmen , auf dem Minister¬
präsident Di. Held u . a . erklärte , er habe mit einiger Über¬
raschung und vielleicht auch einigem Schmerz die Stimmen
in Magdeburg ertönen hören, die das Verhältnis der Länder
zum Reiche in die Erörterung gezogen haben . Es wäre ein
verhängnisvoller Fehler , anzunehmen , daß die Reichsunmittel¬barkeit der Gemeinden und Städte , losgelöst vom Staate , in
den sie hineingestellt sind , zum Heile ausschlageir könnte.
Außenpolitisch — so fuhr der Minister fort — haben die letzten40 Jahre gezeigt, daß es falsch wäre , wenn die Behauptung
aufgestellt würde, daß nur in einem unitarischcn Zentralstaat
starke Wirtschaftskräfte, eine starke Volkskraft und eine starke
Außenpolitik möglich wäre . Wir haben seit 1870 auch in Bayernkeinen Anlaß gegeben , daß an unserer absoluten Reichstreue
gezweifelt werden könnte und daran , daß wir nicht opferbereit
seien für das Reich bis zum äußersten .

Di « russische Delegation für die Genfer
Abrüstnngsverhandlungen

WTB . Moskau, 19 . Rov . (Tel . ) Die Megierung der Soiujet -
union ernannte zum Vorsitzenden der Delegation für die be¬
vorstehende Genfer Tagung der vorbereitenden Abrüftungs -
kommisfion den stellvertretenden Außenkommissar Litwinow,
zu Mitgliedern : den Bolksaufklärungskommiffar der russischen
föderativen Sowjetrepublik , Lunatscharski, das Mitglied des
Präsidiums des Zentralrates der

^ Sowjetgewerkschaften , Uga-
row und den stellvertretenden Stabschef der Roten Armee,
Pugatschew. Zum Generalsekretär der Delegation wurde
Stein , der Leiter des Departements Zentraleurov i im Außen -
kommiffariat und zum Sachverständigen der Vertreter der
Kriegs - und Marineverwaltung , BerenS, bestimmt.

Dresdens «euer Bürgermeister . Die Dresdener Stadtver¬
ordneten stimmten mit 43 gegen 28 Stimmen den Anstel-
lnngsbedingungen für den neuen sozialdemokratischen Bür¬
germeister Dt Bührer , der bisher in Pforzheim amtierte , zu .
Die Kommunisten, die Bührer selbst gewählt hatten , lehnten
seine Gehaltsforderung ab. Rur mit Hilfe der Bürgerlichen ,
die gegen Bührer gesümmt hatten , wurde ihm sein künftiges
Gehalt bewilligt. Er wird am 1. Dezember in sein neues
Amt eingewiesen wevden .

* Zur innerpolitischen Lage
Der Besuch des Reichskanzlers in München hat inso¬

fern besondere innerpolitische Bedeutung zu beanspru¬
chen , als sich der Reichskanzler bei dieser Gelegenheit mit
vollkommener Klarheit zur Frage Einheitsstaat oder
Föderativstaat ?" ausgesprochen hat. Dt Marx hat diese
seine Erklärungen dann noch gestern auf dem Festbankettder deutschen Presse in Berlin ergänzt . Die Auffassungdes Reichskanzlers und damit des Reichskabinetts ist , in
kurzen Worten ausgedrückt, folgende :

Solange in einem Land des deutschen Reiches der
feste Wille zum Eigenstaat vorhanden ist, wäre es unrich¬
tig und politisch falsch, irgendwie zu versuche «, andere
Zustände herbeizuführeu . Auch nicht auf dem Wegeüber finanzielle Maßnahmen darf die staatliche Selbstän¬
digkeit der Lander, die im Rahmen des Reiches ein eigen¬
staatliches Dasein führen wollen , untergraben werden .Die Hauptsache ist und bleibt , daß das Reich zusammen¬
hält ; das kann aber nicht durch äußere Machtmittel ,
durch Zwang , sondern allein durch ein gemeinsames , ehr¬
liches Streben und durch das Bewußtsein der inneren
Zusammengehörigkeit erreicht werden. An sich wird eine
Neuordnung der staatsrechtlichen Verhältnisse wohl er-
wartet werden dürfen . Denn die Behördenorganisation
unseres Vaterlandes ist mit den Bedürfnissen der gegen -
wärtigen politischen und wirtschaftlichen Lage nicht mehr
in Einklang zu bringen . „Das schwere Gewand der be¬
hördlichen Verwaltungsorganisation muß durch ein leich-
teres und zeitgemäßeres ersetzt werden ! " Jedoch ist bei
alledem nur ganz behutsam und im Sinne vollster gegen¬
seitiger Loyalität vorzugehen . Wo die Unhaltbarkeit des
jetzigen Systems sich aber bis zur Evidenz erwiesen hat ,
muß eine Änderung bald erfolgen . Dabei wird inan
von vornherein praktisch unterscheiden zwischen solchenLändern , welche den Willen und die innere Kraft be¬
sitzen , ihr eigenstaatliches Lebe« fortzusetzen , und solchenLändern , bei denen diese Voraussetzungen nicht zutreffen .
Nicht die geringste Beranlaffung besteht , die Beziehungen
zwischen dem Reich und den Ländern mit einem festenWillen zur Eigenstaatlichkeit zu andern.

Das ist eine klare und überzeugende Formulierung ,die durchaus der augenblicklichen Lage und den Rück -
sichten auf die vaterländische Zukunft entspricht. Daß das
Zentrum geschlossen hinter der Auffassung des Reichs¬
kanzlers steht, ist bekannt. Das Zentrum hat sich kürz¬
lich von neuem für das Prinzip des Föderativstaats er¬
klärt und will nur dort Änderungen eintreten lassen,wo sie von der betreffenden Bevölkerung selbst gewünscht
werden . Daß die übrigen Koalitionsparteien im wesent¬
lichen der gleichen Meinung sind , ist anzunehmen .

Wenn irgendwelche kleinen Ländchen im Norden ,deren Existenz wirklich nur eine unnötige , hinderliche
Arabeske ist , in Preußen oder im Reich in irgendeiner
Form aufgehen wollen , dann ist dagegen nichts einzu¬
wenden . Viel bedeutsamer würde es sein , wenn die
preußische Bevölkerung der Anregung des Ministerpräsi¬
denten Dr. Braun folgen und sich auch ihrerseits für ein
Aufgehen Preußens im Reich entscheiden würde . Zu¬
nächst ist es fraglich, ob die preußische Bevölkerung in
ihrer Mehrheit solches will . Sollte es wirklich dahin
kommen , daß Preußen im Reiche aufgeht , dann ist damit
noch lange nicht gesagt, daß die süddeutsche « Länder die¬
sem Beispiel folgen . Hier im Süden ist, soweit die
Stimmung der überiviegenden Mehrheit der Bevölke¬
rung in Betracht kommt, nicht das Geringste von eineni
solchen Wunsch zu spüren. Halten die süddeutschen
Länder — woran nicht zu zweifeln ist — zusammen, so
werden sie durchaus die Kraft aufbringen , um auch künf¬
tighin trotz der unitarischen Bestrebungen im Norden
ihre Eigenstaatlichkeit zu wahren . —

Jnnerpolitisch von höchster Wichtigkeit ist die Tatsache,
daß eigentlich schon alle Parteien mehr oder minder den
Wahlkampf eröffnet haben , obwohl Reichstagswahlen
ordnungsgemäß erst im Herbst des nächsten Jahres
stattfinden können. Abrr man richtet sich eben heute
schon auf einen früh -ren Termin der Reichstagswahlen
ein . Wenn auch ca um anzunehmen ist, daß es über den
noch vom Reichstag zu verabschiedenden Reichsgesetzent-
wllrfen zu einer Krisis ' in der Regierungskoalition
kommt , so besteht doch die Möglichkeit, daß das Zentrum
durch das politische und agitatorische Verhalten der
Deutschnationalen so verärgert wird, daß es aus der
Koalition ausscheidet. Damit wäre dann natürlich die
Notwendigkeit frühzeitiger Reichstagswahlen gegeben .

Einer der Führer der Zentrumsfraktion des Reichs-
taas . der sehr maßvolle Herr von Guerard , hat dieser



Tage in Aachen recht scharfe Worte an die Adresse der
Deutschnationalen gerichtet. Er hat betont , daß eine
Partei , die in die Regierung hineingehe, auch wirklich
Mitarbeit in der Republik «nd an der Republik leisten
müsse. Würde die schwarz -weiß-rote 'Fahne , die auch
vom Zentrum geehrt wird , von den Rechtsparteien als
Parteifahne und Symbol für den Wahlkampf entfallet ,
und zwar dann natürlich mit dem versteckten Ziel einer
Wiederaufrichtung der Monarchie , dann sei das Ende der
Koalition, da. Dieser von Herrn von Guerard ange¬
nommene Fall kann jeden Augenblick eintreten . Denn
auf ihrem Königsberger Parteitag haben ja die Deutsch¬
nationalen angekündigt , daß sie für Schwarz -Weitz-Rot
in den Wahlkamps ziehen würden , und daß sie gar nicht
daran dächten , etwas von ihrer politischen üerzeugung
zu opfern.

Wie groß der innere Gegensatz zwischen Deutschnatio¬
nalen und dem Zentrum eigentlich ist , enthüllt noch
eine weitere Bemerkung des Herrn von Guerard in sei¬
ner Aachener Rede, die Bemerkung nämlich, daß er die
Sozialdemokratie durchaus als regierungsfähig betrachte,
und daß die Ansicht des Führers der Deutschnationalen ,
des Grafen Westarp, gänzlich falsch sei, daß die Gesun¬
dung Deutschlands nur durch den Kampf gegen die So¬
zialdemokratie erreicht werden könne . Man möge für
oder gegen die Sozialdemokratie sein , so sei doch eines
klar , daß in Deutschland nicht mehr gegen die Arbeiter
regiert werden könne.

Jnnerpolitisch sehr erfreulich ist die . Tatsache , daß
neuerdings der Kyffhäusrrbund der deutschen Krieger -
Vereine , eine ziffernmäßig sehr starke Organisation , von
jetzt ab der Reichsflagge die Ehren erweisen wird , die
ihr zukommen. Nach einer Erklärung des Präsidenten
des Kyffhäuserbuttdes wird in Zukunft dann , wenn man
Vertreter der Behörden bei sich zu Gaste hat , neben den
Bundesfarben (Schwarz -Weiß -Rot) auch die Reichsflagge
gezeigt werden. Das ist ein durchaus vernünftiger und
loyaler Entschluß, der außerordentlich viel zur Aus¬
gleichung der Gegensätze im Innern beitragen wird .
Man kann nur wünschen , daß er allenthalben Nach
ahmung findet .

Der « eichskanzler über seine Wiener
und Münchner IKeise

Bei einem Freitag abend vom Verein der Berliner Presse
im Kaisersaal des Zoologischen Gartens gegebenen Essen zu
Ehren der Reichs- und der preußischen StaatZregierung , zu
dem die Mitglieder beider Regierungen fast vollzählig erschie¬
nen waren , führte Reichskanzler Dr. Marx nach den Begrü¬
ßungsworten des Vorsitzenden des Vereins der Berliner Presse
u. a . auf seine Münchener und Wiener Reise bezugnehmend
aus :

Er sei sicher, auch im Namen des Reichsauhenministers zu
sprechen , wenn er sage, daß die in Wien empfangenen Ein¬
drücke tief und nachhaltig fortwirken würden . Man habe
über diesen Besuch sehr viel kombiniert und orakelt und hin¬
ter ihm alle möglichen Motive gesucht . Der wahre Grund
des Besuches sei aber gewesen, erneut die herzlichen Be¬
ziehungen zur österreichischen Regierung zu bekunden und
die Zuneigung zum deutschen Volke in Österreich zu bekennen.
Der herzliche Empfang habe bewiesen, daß unsere Gefühle
für dieses Land aufrichtig erwidert werden.

Übergehend zu seinen Besprechungen mit dem bayerischen
Staatsmintsterium , die in rückhaltloser Offenheit und voll¬
stem gegenseitigem Vertrauen geführt worden seien, erklärte
der Reichskanzler zum Verhältnis zwischen Reich und den
Ländern , daß seit der im Herbst stattgefundenen Konferenz
der Ministerpräsidenten sich die Ereignisse schneller ent¬
wickelt haben und der Gedanke^ daß eine Neuordnung der
innerpolitischen Verhältnisse des Meiches erforderlich sei, habe
sich in weiten Schichten Deutschlands durchgesetzt . So müsse -
das für unsere Kraft zu schwere Gewand der Behörden und ’
Verwaltungsorganisation durch ein leichteres, zeitgemäßeres
ersetzt werden . So wichtig diese Frage sei , so könne auf die¬
sem Gebiet doch nur ganz behutsam vorgegangen werden.
Man müsse daher zwischen den Ländern unterscheiden, welche
den Willen und die innere Kraft besähen , ihr eigenes staat¬
liches Leben weiter zu führen und den Ländern , bei ' denen
diese Voraussetzungen nicht zuträfen . In den Beziehungen
der ersteren Länder zum Reich eine Ändernug eintreten zu
lassen, liege für den Augenblick nicht _

bie geringste Veran¬
lassung vor. Bei letzteren Ländern müsse es eben das Be¬
streben der Reichsregierung sein, eine Regelung zu suchen
und zu finden , welche dem Wunsche dieser Länder und den
neuen Erforderniffen entspreche .

Im weiteren Verlaufe seiner Rede schilderte ReichskanzlerDr. Marx kurz die bisherige Arbeit der jetzigen Reichsregie¬
rung , die vor einer Fülle von Problemen gestanden habe.

. Wenn auw die wirtschaftlichen Verbindungen mit Frankreich
auf eine feste und gesicherte Basis gestellt seien, so würden
diese Beziehungen naturgemäß durch die Besetzung deutschen
Gebietes beeinträchtigt . Die Frage der Aufhebung der Be-
fatzung bedürfe unbedingt einer baldigen Lösung. In der
Frage der Schaffung eines neuen SrafgesrtzbucheS wünschte
der Reichskanzler, daß die gemeinsamen , von Österreich und
Deutschland bisher so erfolgreich geführten Verhandlungen
zur Vereinheitlichung des Strafrechtes bald zu einem befrie¬
digenden Abschluß gebracht würden.

Der Haushaltsplan des preußischen Staates für 1928 ist jetzt
dem preußischen Staatsrat zugegangen . Er bringt u . a . eine
intereffante Übersicht über die Veränderungen in der Zahl der
Staatsbediensteten . Nach dieser Übersicht ergibt sich gegen
1927 ein Mehr an Staatsbediensteten von 2899, gegenüber
1913 ein Mehr von 71766 . Von 1913 zu 1928 ist gestiegen:
die Zahl der preußischen Beamten um 59 Proz . , die Zahl der
Angestellten um 291 Proz ., die Zahl der Arbeiter um 48 Proz .
Dagegen hat sich die Zahl der Hilfsbeamten gesenkt um 82
Proz ., so daß für die Kopfzahl der Staatsbediensteten eine
Steigerung verbleibt um 56 Proz .

» usycdung der Immunität eines steirischen Laniüagsabge «
m

* *5!I'r ? er von Steiermark hat in einer stürmissNachts,tzung die Auslieferung des vom Kreisgericht Leo
weKen der Juli -Ereignisie in Bruck an der Mur verfolgsozialdemokratischen Abgeordneten Malisch gegen die St

, men der Sozialdemokraten beschlossen.

Aus den Veichstsgssusscbüssen
Der Rrichsfinanzministrr über Ste «rrrrs »rm «ud Zins¬

verbilligung
Im Ausschuß für Kriegsbesctiädigtenftagen führte am Frei¬

tag Reichsfinanzminister Dr . Köhler aus , daß man sich im .
Reichsfmanzministerium bei der Frage der Durchführung der
lex Brüning selbstverständlich mit dem Gesamtproblem der
Senkung der Einkommensteuer zu befaffen habe. Das Reichs¬
finanzministerium könne diese Frage nicht in einer Teil¬
lösung, etwa nur auf dem Gebiete der Lohnsteuer, behandeln ,sondern müsse dem Gedanken der Senkung im Ganzen nach¬
gehen. Im übrigen wünsche auch er , der Minister , eine schär¬
fere Erfassung der Einkommensteuer , und sei deshalb immer
für die Aufrechterhaltung und den Ausbau des Systems der
Buchprüfungen eingetreten . Die von sozialdemokratischenRednern berührte Frage der Zinsverbilligung für die Land¬
wirtschaft sei eine Angelegenheit, um deren Behandlung auchder Reichstag nicht herumkommen werde. Der Minister fügte
noch hinzu , daß der neue Etat , der am Donnerstag im Rejchs-kabinett verabschiedet wurde , unter dem Gesichtspunkt streng¬
ster Sparsamkeit aufgestellt worden sei .

In der Sitzung am heutigen Samstag beschloß der Aus¬
schuß , die Zusatzrenten der Schwerkriegsbeschädigten folgender¬
maßen festzusetzen : Bei einer Minderung der Erwerbsfähig¬keit um 50 bis 60 Proz . 144 WH, bei einer Minderung der
Erwerbsfähigkeit um 70 bis 80 Proz . 300 WH , bei einer Min¬
derung der Erwerbsfähigkeit um mehr als 80 Proz . 504 WH .
Für eine rentenberechtigte Witwe 408 WH , wenn die Witwe
lediglich auf die Rente angewiesen ist und keine Waisen vor¬
handen sind , 450 WH , für eine vaterlose Waise 120 WH, füreine elternlose Waise 180 WH , für einen Elternteil 150 WH ,für ein Elternpaar 24Y WH, Hausgeld oder Übergangsgeld300 WH , • Witwenbeihilfe 240 WH , Waisenbeihilfe 96 JtH . Au¬
ßerdem sollen Schwerbeschädigte oder Hi usgeldempfänger ,wenn sie für Kinder sorgen, zu ihrer Zusatzrente für jedesKind erhalten 108 WH .

Diese Beschlüsse bedürfen noch der Bestätigung in zweiter
Lesung und der Annahme durch das Plenum .

Das Reichsschulgesetz
_

Der Bildungsausschuß setzte am Freitag die Beratungüber den Paragraph 4 des Schulgesetzentwurfes beim Ab¬
satz 3 fort , der bestimmt, daß die Bekenntnisschule näher be¬
zeichnet werden soll, als evangelische , katholische und jüdische
Volksschule . Sie soll ihre Aufgaben erfüllen gemäß dem
Glauben . Lehrpläne , Lehr- und Lernbücher sind der Eigen¬art der Schule anzupassen.

Ministerialdirektor Pellengahr erklärte die Worte „gemäßdem Glauben " dahin , daß Unterricht und Erziehung in der
Bekenntnisschule das einheitliche Gepräge tragen müßten ,das durch die gemeinsame und gleichartige religiöse Haltungvon Lehrern und Schülern von selbst gegeben sei.

Abg . Frau Dr. Matt (D . 'Vp.) begründete einen Antrag ,der der ganzen Bestimmung eine andere Fassung geben will.
Danach soll die Grundlage der Erziehung in der Bekenntnis¬
schule nicht der „Glaube " sein, sondern die Erziehung soll
„auf evangelischer, katholischer usw. Grundlage " erfolgen . Da¬
durch solle eine dogmatische Auslegung der Bestimmung un¬
möglich gemacht werden .

Der Regierungsvertreter hatte gegen diesen Antrag nichts
einzuwenden .

Die Strafrechtsreform
Im Ausschuß für die Strafrechtsreform wurden am Frei¬

tag zunächst ein kommunistischer und ein sozialdemokratischerAntrag zu 8 47 abgelehnt . Nach diesem Paragraphen kanndas Gericht, wenn wegen eines Verbrechens oder vorsätzlichenVergehens auf Gefängnis erkannt wird , den Verurteilten
auf die Dauer von mindestens -einem bis höchstens fünf Jah¬ren für unfähig erklären , öffentliche Ämter zu bekleiden . Der
Ausspruch ist , soweit das Gesetz nicht anders bestimmt, nurneben Gefängnis von mindestens drei Monaten zulässig. Der
sozialdemokratische Antrag ging dahin , den Ausspruch des
Verlustes der Amtsfähigkeit nur bei einem Delikt unter gro¬ber Verletzung der öffentlichen Pflichten des Verurteilten
möglich zu machen . Die Kommunisten hatten die Streichungdes ganzen Paragraphen 47 beantragt .

Nach 8 48 verliert der auf Gruno des 8 47 Verurteilte
gleichzeitig für immer seine öffentlichen Ämter , denen auch
oie Zugehörigkeit zur Reichswehr, die aus öffentlichen Wah¬len hervorgegangenen Rechte , die Rechtsanwaltschaft und
öffentlichen Würden gleichgestellt werden . —. Abg . Landsberg
(Soz . ) erklärte , die Rechtsanwaltschaft merze ungeeigneteElemente selbst aus . Aber durch Richtersprüch dürfe einem
Rechtsanwalt nicht das Recht zur weiteren Ausübung seines
Berufes entzogen werden . Er beantragte Streichung dieser
Bestimmung.

Ministerialdirektor Bumke (Reichsjustizministerium ) , er¬
klärte : Die Gleichstellung der Rechtsanwaltschaft mit den
öffentlichen Ämtern entspreche dem geltenden Rechte und der
Bedeutung der Rechtsanwaltschaft für das Rechtsleben. Selbst¬
verständlich mühten die Gerichte die scharfe Waffe , die ihnen
hier anvertraut werde, mit besonderer Vorsicht handhaben .

Der sozialdemokratische Antrag wurde abgelehnt , der die
Rechtsanwaltschaft aus dem Geltungsbereich des 8 48 her¬
ausnehmen wollte. Angenommen wurde aber ein sozialdemo¬
kratischer Antrag , der die Worte „für immer " streicht , so daß
die Ämter usw . nicht für immer verloren werden können.

8 49 behandelt den Verlust des Wahl- und Stimmrechts .
Nach längerer Aussprache wurde dieser Paragraph zurweiteren Beratung einem Unterausschuß überwiesen . Auch

8 50 , der die Wiederverleihung dieser Rechte behandelt, wurde
nach längerer Aussprache an den Unterausschuß zur weiteren
Beratung verwiesen.

Das Mieterschutzgesetz
Der Reichstagsausschutz für das Wohnungswesen setzte am

Freitag die Beratung der Novelle zum Mieterschutzgesetz fort .
Nach längerer Debatte wurden unter Ablehnung sozialdemo¬
kratischer und kommunistischer Anträge die Paragraphen 1
und 1s der Regierungsvorlage mit 15 gegen 12 Stimmen
angenommen .

In der Sitzung am heutigen Samstag verteidigte Abg .
Dr. Steiniger (DN .) die Bestimmung , wonach der Gerichts¬
schreiber die Zulässigkeit des Kündigungsschreibens prüfen soll .
Er machte ^ sonders darauf aufmerksam , daß es sich nicht
um eine Prüfung der Gründe für die Kündigung handle und
daß aus diesem Verfahren keine Kosten entstünden , während
im Gegensatz dazu ine von den Oppositionsparteien verlangte
Entscheidung des Einzelrichters Kosten verursachen würde .

Der englische Jndienflug gescheitert
Die englischen Flieger Mc. Jntofh und Himkler, die be¬

reits als vermißt gemeldet wurden , sind , wie jetzt bekannt
wird , am Mittwoch nachmittag , nachdem sie die Orientierung
verloren hatten , im südlichen Polen gelandet . Sie haben
am selben Tage den Weiterflug nach Indien ausgenommen.
Die Flieger wurden jedoch auf ihrem Weiterflug Freitag
mittag gezwungen , in der Nähe von Lemberg nochmals nieder»
zugehen. Bei der Landung brach einer der Flügel der Ma¬
schine. Hierbei wurden zwei Zuschauer verletzt. Die Maschine
ist so schwer beschädigt , daß an einen Weiterflug nicht zu
denken ist.

„Ligene oder geborgte Währung "
Auf Einladung der Westfälischen Verwaltungsakademie , Ab¬

teilung Bochum , der Weltwirtschaftlichen Gesellschaft in Mün¬
ster i. Wests., und . der Volkswirtschaftlichen Vereinigung de»
Rheinisch- Westfälischen Industriegebietes in Duisburg , sprach
Freitag abend Reichsbankpräsident Dr. Schacht über „Eigene
»der geborgte Währung ".

Er führte dabei u . a . aus , eine stabile Währung sei aufdie Dauer nicht möglich , ohne eine ausgeglichene Volköwjxt-
schaft . Die Bedrohung unserer Zahlungsbilanz habe Sfct
Dawesplan nicht ausräumen können. Rach diesem Plan
solle von Deutschland die Zahlung von 214 Millionen Reichs¬mark jährlich möglichst in fremder Valuta erfolgen . Wegender voraussichtlichen Undurchführbarkeit so großer jährlicher
Auslandszahlungen sei die Durchführung dieser Auslands¬
zahlungen von dem subjektiven Urteil des sogenanntest
Transfer -Komitees abhängig gemacht. Bemühungen umeine Ausgleichung unserer Zahlungsbilanz seien deshalb nachwie vor von ständiger Ungewißheit bedroht. Der Haushaltund die Zahlungsbilanz seien vom Zeitpunkt der Mark¬
stabilisierung ab im Gleichgewicht gehalten worden , nicht
lediglich aus der Kraft eigener Produktionsüberschüsse, son¬dern aus der Kredithilfe des Auslandes . Durch solch« Kredit - .inanspruchnahme werde die Gleichgewichtslage unserer Zah.

'
lungsbilanz nicht für die Dauer cherbcigeführt, sondern es
werde nur die Endabrechnung hinansgeschoben.

Die Reichsbank habe wiederholt vom ersten Augenblick der
Stabilisierung an zur Beschränkung in den Ausgaben , dey
öffentlichen Hand gemahnt , denn diese sei nur in . verschwin-,dend geringem Umfange selbst produzierend . Wenn die ' für
Zinsen und Tilgüngsdielist für Bartransfer und Einfuhr -
nberschußbezahlung notwendigen Devisen im -normalen .Ver¬
lauf der Wirtschaft in Deutschland nicht aufgebracht werden,wenn dann die Reichslmnk ihre Devisen vorerst hergeben Unddamit ihren Notenumlauf sehr stark einschränken müßte / sowürde sich dies in einem krisenhaften Liquidationsprozeh un¬
serer Wirtschaft auswirken . Solche Krise nach Möglichkeit
zn vermeiden, müffe im Rahmen der Reichsbankpolitik liegen,und sie .müsse deshalb vor einer übermäßige » Auslandsver¬
schuldung pflichtgemäß rechtzeitig warnen . Bei einer Fort ^sctzung der bisherigen Politik der Auslandsverschuldungen !
werden wir , wenn überhaupt , nicht ohne die schwersten Krisen !
imstande sein , die nötigen Devisen aufzubringen . Niemand¬werde aber ernstlich auch nur eine vorübergehende inter¬
nationale Zahlungsunfähigkeit Deutschlands ins Auge fassenwollen. Darum ergebe jede Überlegung immer wieder, daßes richtig sei , durch Sparsamkeit und Haushalt im Innernein übermäßiges Anwachsen der Auslandsverschuldung zuvermeiden . Auch hinsichtlich des Tempos , in dem wir selbst!
dringliche Ausländsanleihen aufnehmen , müssen wir u » Seiner freiwilligen Beschränkung unterwerfen , wenn nicht der
deutsche Geldmarkt der Kontrolle des ZentralnoteninstijutSvöllig entzogen und der Willkür beliebiger Anleihenehmer '
ausgeliefert werden soll .

Die deutschen Schulen in Oberschlesien
Die Reichsrcgierung hat sich an den Völkerbund gewendet,um eine authentische Auslegung des im März abgeschlossenen

Kompromisses über die deutschen schulen in Polnisch-Obcr -
schlesien zu erhalten , Die für das laufcube Schuljahr zu den
deutschen Minderheitsschulen augemeldeten Kinder werden
einer Sprachprüfniig durch den schweizerischen rextchvürftlül -
digen Maurer unterworfen . Dieser Vorgang steht im schärtstx »
Widerspruch zu den auf der Märztnguug des Völkerbundsrates
getroffenen Bereinbaruugeu . Zwischen Deutschland und Polen
wurde damals ein Kompromiß geschlossen, das unter Verzicht !
auf eine rechtliche Klärung der einschlägigen Bestimmungen
des Genfer Abkommens lediglich in einer praktischen Verein¬
barung bestand. Die Einschaltung der Sprachprüfung erüff-
nete die Möglichkeit , daß die für die deutschen Minderheits¬
schulen angemeldeten Kinder trotz des polnischen Widerspruchs
in die deutschen schulen kamen. Aber ausdrücklich war dieses
Kompromiß als eine Ausnah,ncmaßnahnic gekennzeichnet wor¬
den , die nur einmalige Anwendung finden sollte, da sie an¬
dernfalls ja eine stillschweigende Abänderung des Genfar Ab¬
kommens von 1922 bedeutet hätte . •

Der Ratsbrschluß vom letzten März lautete -ausdrücklich da¬
hin, daß die Prüfung der für die deutschen Minderbeitsschulen
angemeldeten ssinder auf ihre Kenntnisse der deittscheu Sprache
durch einen Sachverständigen als eine außerordentliche Maß¬
nahme zu betrachten sei, die nicht als eme Abänderung der
Bestimmungen der Konvention angesehen locrdeu könne , durch
die festgelegt ist , daß die Angabe» der Elter » über den Schul¬
besuch ihrer Kinder weder überprüft noch bezweifelt werden,
dürfen . Im gleichen Sinne hatte sich Außenminister ! >r. Strc -
semann im Völkerbund geäußert , indem er aussührte : „Wenn
die deutsche Regierung trotz der Rechtslage gegen die Angaben
des Berichtes keine Einwendungen erhebt, so geschieht das nur ,
weil es sich um eine außerordentliche Lösung handelt .

"
Angesichts dieser Erklärungen ist man gespannt daraus , mit

welcher Begründung die drei Ratsmitglicder , die als Ausschuß
die Frage zu prüfen hatten (die Vertreter Kolniubiens , Ita¬
liens und Hollands ) , de », Gesuch Polens , das einmalige Kom¬
promiß für das Schuljahr 1926/27 auch auf das begonnene
Schuljahr 1927/28 erstrecken zu lassen , entsprochen haben.

Verschiedenes
Der deutsche Ozeanflug

Der Junkerspilot Risticz, der bekanntlich den Laiigjtrecken«
Weltrekord hält , ist auf den Azoren eingetroffen . Gcnieinsam
mit Loose wird er den Weiterflug auf der D 1230 nach der»
Vereinigten Staaten durchführen.

Sammlungen für Nungeffer und Coli.
Nach dem „Matin " ist der Mutter Nungessers ein grö-

tzerer Betrag der zugunsten der Famitien Nungeffer und
Coli gesammelten Summen überreicht worden . Der endgül¬
tige Betrag , den jede Familie der beiden ums Leben gekom¬
menen Flieger erhält , wird auf 1 285 845 Franken berechnet.
Htnzu kommen für jede der beiden Familien die Hälfte von
350000 Franken , die von der Witwe des bekannten französi¬
schen Philantropen Deutsch de la Meuthe gestiftet wurden .

Reue Sichrrheitsvorrichtung für Flugzeuge
WTB . London, 19. Nov . (Tel . ) . Der britische Staatssekretär ,

für Luftfahrt nahm gestern an einem Fluge teil , bei dem
die neue automatische Handley - Page -Sichrrhritsvorrichtung für
Flugzeuge , die „die wichtigste Entdeckung feit dem Kriege ge¬
nannt wird , ausprobiert wurde . Das Flugzeug konnte zelt¬
weiliafast stationär in der Lust hängen , manchmal ließ es sich
„wie ein Fahrstuhl " fallen und vollbrachte Kurven in einer
so geringen Höhe , daß unter gewöhnlichen Kontrollvorrichtun »
gen ein Unglückssall sicher gewesen wäre .



Badischer Teil
Landeskommissär Geb .

*Reö .*1?at Gräser f
In der vergangenen Nacht verschied -im SS. Lebensjahr nach

längerem schweren Leiden der Landeskommissär für Baden -
Karlsruhe , Geh. Regierungsrat Leopold Gräser . Mit ihm ist
ein hervorragender Beamter der inneren Verwaltung un¬
seres Landes , der fich auf allen Stellen , auf die er berufen
war , durch seine Begabung , süne Kenntnisse und seine Lei¬
stungen auszeichnete, dahingegangen .

Gicheimerat Gräser war am 14. Januar 1868 in Malsch
(Amt Ettlingen ) geboren. Nach Besuch der Lenderschen Pri¬
vatanstalt , sowie der Gymnasien in Rastatt und Karlsruhe ,
studiert« er an mehreren Universitäten Rechtswissenschaft und
bestand in den Jahren 1881 und 1895 seine juristischen Prü¬
fungen . Seine etatmäßige Anstellung erfolgte am 1. Mai
1800. Im Jahre 1906 wurde Leopold Gräser zum Oberamt¬
mann und Amtsvorstand in Boxberg ernannt , 1807 in glei¬
cher Eigenschaft nach Buchen versetzt . 1812 erfolgte seine Er¬
nennung zum Polizeidirektor in Mannheim , 1917 wurde er
Geh. Negierungsrat . Im Jahre 1918 wurde er als Amts¬
vorstand nach Lörrach versetzt , von hier aus erfolgte im Jahre
1924 seine Ernennung zum Landeskommissär in Karlsruhe .

Die Durchführung des Schwerbeschädigten «
gefehes bei den Behörde « in Baden

Immer wieder tritt die Behauptung auf , daß das ' Reich ,
die Länder und andere Körperschaften des öffentlichen Rechts
ihrer Verpflichtung zur Einstellung Schwerbeschädigter nicht
in dem vollen gesetzlichen Umfange Nachkommen , während von
den privaten Arbeitgebern die lückenlose Durchführung des
Schwerbeschädigtengesetzes in ihren Betrieben gefordert
werde. Zur Widerlegung dieser unrichtigen Behauptung wer¬
den nachstehend die für Baden zutreffenden Zahlen ange¬
führt . Bemerkt sei , daß nach der Ausführungsverordnung

! zum Schwerbeschädigtengesetz vom 13. Februar 1924 jeder'
öffentliche und private Arbeitgeber mindestens 2 v . H . seiner
Arbeitsplätze mit Schwerbeschädigten oder diesen gleichgestell¬
ten Personen besetzen muh . Dieser Vomhundertsatz wird mit
einer einzigen Ausnahme von allen öffentlichen Arbeitgebern
in Baden nicht nur erreicht, sondern weit überschritten . Es
beschäftigen in Baden Schwerbeschädigte auf je Hundert Ar¬
beitsplätze:

a) Reichsbehörden
Oberpostdirektion Karlsruhe 6,2 ; Oberpostdirektion Konstanz

7,3 ; Landesfinanzamt Karlsruhe 8,0 ; Reichsbank 2,5 ; Haupt¬
versorgungsamt 12,6 v. H.

b ) Landesbehörden
Ministerium des Innern 5,0 ; Justizministerium 3,3 ; Mini¬

sterium des Kultus und Unterrichts (ohne Schulen ) 2,9 ; Mini¬
sterium der Finanzen 3,5 v. H .

c) Kommunale Behörden
Kreisverwaltungen 1 .4 ; die Gemeinden mit 20 und mehr

Arbeitsplätzen 2,7 ; die Gemeinden mit weniger als 20 Ar¬
beitsplätzen 6,7 v . H .

d ) Andere Körperschaften des öffentlichen Rechts
Lawdesversichcrungsanstalt Baden 3,2 ; Berufsgenossenschaften

2,5 ; Allgemeine Ortskrankenkassen 5,2 ; Sparkassen 6,8 und
die sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts 2,9 v. H.

Tagung der Bezirksfürsorgeverbände
Am Montag tagte im Bezirksratssaal in Karlsruhe die

Jahreshauptversammlung der Vorsitzenden der badischen
ländlichen Bezirksfürsorgeverbände . Die Tagesordnung um.
faßte neben Tätigkeits - und Rechenschaftsbericht, sowie Wah-
jen u . a . folgende Fragen :

Aus - und Weiterbildung der Fürforgebeamten und -Ange¬
stellten, Geschäftsvereinfachung und Verbilligung , Vollzug
des tz 20 der Reichsfürsorgepflichtverordnung , Haftpflicht¬
versicherung der Amtsvormünder und Wohnungsverbands¬
fragen . Auch kam zur Besprechung die Denkschrift des Badi¬
schen Städteverbands , des Badischen Städtebundes und des
Verbands badischer Gemeinden usw. zum zweiten Referenten ,
entwurf des badischen Wohlfahrtspflegegesetzes.

Die Versammlung faßte einstimmig folgende Entschließung :
„Die Vorsitzenden der badischen ländlichen Bezirksfürsorge¬

oerbände erklären die in der Denkschrift des badischen Städte -
verbandes, des badischen Städtebundes und des Verbandes
badischer Gemeinden und des Kreisvororts Karlsruhe namens
der badischen Kreise vom 1 . Juni 1927 gegen die Einrichtung
der Bezirksfürsorgeverbände und gegen die Verbindung der
Bezirksfürsorgeverbände mit der untersten staatlichen Ver¬
waltungsbehörde erhobenen Angriffe für durchaus unberech¬
tigt und weisen sie zurück .

Sie sind im übrigen der Überzeugung, daß die derzeitige
organisatorische Regelung des Fürsorgewesens auf dem fla¬
chen Lande die einzig sachlich gerechtfertigte ist und den Be¬
langen der Fürsorgebedürftigen am meisten entspricht."

Den Leitsätzen der obenerwähnten Denkschrift stellen sie
folgende Leitsätze gegenüber :

1 . Tie Bezirksfürsorgeverbände sind in dem bisherigen
llmfang aufrechtzuerhalten . 2. Alle neuen Fürsorgeaufgaben
sind grundsätzlich den Bezirksfürsorgeverbänden zu überweisen .
3. Den Bezirksfürsorgeverbanden ist für ihren Ausbau die
notwendige Bewegungsfreiheit zu belassen ; ins einzelne
gehende gesetzliche Vorschriften sind zu vermeiden.

Erleichterung des Grenzverkehrs am Taten -
sonntag

Wie wir soeben erst zuverlässig erfahren , gibt es aus An¬
laß des Todesfestes am 20 . November eine besondere Ein -
reiseerlaubnis nach dem Elsaß , welche den 20. und 21 . No¬
vember einschlietzt . Für alle aus dem deutschen Gebiet Kom¬
menden ist wie früher bei der Einreise zum Besuch der Grä¬
ber eine von der betreffenden elsässischen Gemeinde ausge¬
stellte Bescheinigung beim Grenzübertritt vorzuzeigen , worin
bescheinigt wird , daß ein Familienangehöriger in der Gemeüede
beerdigt liegt . Die Grenzübergangsstelle gibt gegen eine Ge¬
bühr von 13 Franken das Visum ab.

Lohnbewegungen in Bade «
Ein Abflauen des Tabakkanflikts. Der Zentralverband

christlicher Arbeiter erhielt aus Kleinhausen , Lampertheim
und Eschelbach die Mitteilung , daß von je einer Firma die
A^ - iter aufgefordert wurden , die Arbeit wieder aufzuneh¬
men, was dann auch geschah . Aus einem anderen Ort « wird
mitgeteilt , daß « ine Firma vom Reichsverband der Zigarren -
hersteller zur Zahlung von 10000 JM Konventionalstrafe
aufgefordert worden fei, da fie die Aussperrung nicht voll
dur^ -lührt habe. Die Firma weigert sich, und dringt auf
gerichtliche Entscheidung. Viele Firmen haben nur wegen
»er anaedrohten Konventionalstrafe die Aussperrung vorge¬
nommen . In Viernheim entließ «ine Firma die Sortierer ,
Kleber und Fertigmacher nicht und erhielt den Versand auf -
« cht , hat also den Aussperrungsbeschluß im Interesse deS
Versandgefchafts nicht ganz durchgeführt.

Gemeinde-IKundsLbau
Förderung des Wohnungsbaues in Mannheim . Das Städti¬

sche Rachrichtenamt verbreitet folgendes : Das Statistische Amt
der Stadt Berlin hat nach reichsstatistischen Veröffentlichungen
für 34 deutsche Großstädte festgestellt , daß in diesen seit dem
Jahre 1919 6,1 v. H . aller mitte 1927 vorhandenen Wohnun¬
gen errichtet worden sind ; die Stadt Mannheim steht mit
10,6 v . H . an 4. Stelle . Auf 1000 Einwohner wurden in der¬
selben Zeit in den Erhebungsstädten 16,6 Wohnungen erstellt ;
Mannheim steht hier an 5. Stelle mit 26,1 Wohnungen . Für
das Jahr 1926 allein steht Mannheim hinsichtlich des Rein¬
zugangs an Wohnungen im Verhältnis zur Bevölkerungszahl
unter den 43 deutschen Großstädten an 2 . Stelle mit 1450
Wohnungen . Für das Jahr 1927 wird mit einem Zugang von
rund 2000 Wohnungen gerechnet . Die Aussichten für 1928 find
leider sehr ungünstig , da den Städten die nötigen Mittel zur
Gewährung von Baudarlehen im bisherigen Umfang kaum zur
Verfügung stehen werden.

Erhöhung der Preise für di« Fahrscheinhefte in Mannheim .
Die städtische Straßenbahn in Mannheim hatte in letzter Zeit
mit weiteren Belastungen zu rechnen, die einen Mehraufwand
von nahezu 600 000 JM jährlich verursachen. Um diesen Mehr¬
aufwand zu decken , sieht sich die Stadt veranlaßt , für die
Fahrscheinhefte eine Erhöhung eintreten zu lassen. Dem¬
gemäß wird der Preis der Fahrscheinhefte vom 1 . Januar 1928
ab 1 Jlhl statt 90 Mpf usw . betragen .

Die dritte Brücke in Heidelberg. Donnerstag vormittag
wurde in Heidelberg an der neuesten Neckarbrücke , die jetzt
im Rohbau fertig ist , mit der Ablassung des Sandes begon¬
nen , der bisher die Brückenbögen getragen hat . Das ganze
Holzgerüst stand auf etwa 700 rot bemalten Töpfen von je
einem halben Meter Höhe , die mit Sand gefüllt waren . Das
ganze Gerüst , welches bisher die Bögen zu tragen hatte , war
mit etwa 20 000 Tonnen Gewicht belastet. Die Arbeit wird
etwa 14 Tage dauern . Dadurch werden sich die einzelnen
Brückenbögen bis zum Ablauf dieser Zeit um etwa 16 Zen¬
timeter senken . Der außerordentlich interessanten Prozedur
wohnten Donnerstag vormittag u . a . Bürgermeister Amber¬
ger bei . Die Entleerung der 700 Töpfe erfolgt durch Frei¬
machen von Ventilen , worauf der Tand abläuft . Mit dieser
Arbeit ist die Brücke nun bis auf Einzelheiten , wie Straßen¬
herstellung usw., im Rohbau fertig .

Städt . Sparkaffe Eppingen. Die Zahl der Einleger hat sich
im Geschäftsjahr 1926 von 854 auf 1373 erhöht. Das Einlage¬
kapital in die städtische Sparkasse hat sich annähernd verdrei¬
facht .

Der Stadtrat Freiburg stimmte der Erstellung einer katho¬
lischen Kirche in der Zähringerstrahe zu . Die Kirche wird von
der Kirchengemeinde St . Urban erbaut . — Vorbehaltlich der
Zustimmung des Bürgerausschusses wurde die sofortige Er¬
weiterung der Abfertigungsräume für den Flugverkehr durch
Einrichtung einer eigenen Abfertigungshalle genehmigt . Die
Erweiterung wird einen Kostenaufwand von 8200 JM er«
fordern .

Aus der Landeshauptstadt
Das Karlsruher Adreßbuch 1928

ist soeben ausgegeben worden. Mit Rücksicht auf die Ge¬
schäftswelt möglichst frühzeitig , vor Ende November , heraus¬
gebracht, entspricht das neue Adreßbuchdennoch einem Stande
von Mitte November, durch weitmöglichste Aufnahme laufen¬
der Änderungen während der Herstellung und durch den Nach¬
trag am Anfang . Wenn man hört , daß allein über 15 000
Umzüge seit dem vorigen im neuen Adreßbuch verarbeitet
werden mutzten, dazu die diesmal besonders zahlreichen Ge¬
schäftsveränderungen , so kann man ermessen, wie nötig es
ist . das veraltete frühere Adreßbuch durch das neue zu er¬
setzen.

Dieses zeigt übrigens wieder, daß es über seine ursprüng¬
liche Bestimmung als Adressenwerk hinaus der Einwohner¬
schaft in weitestem Maße als Führer dienen kann. Wir grei¬
fen aus dem Reichtum des Allgemeinen Teils nur heraus :
Die Entwicklung von Karlsruhe (von Stadtarchivar Dr. Bi¬
scher) — Karlsruher Literatur (von Rudolf Proschky) —
Sehenswürdigkeiten und denkwürdige Häuser — Verkehrs¬
regelung und Unfallverhütung im Straßenverkehr (mit Abb .)— Kraftfahrzeugverkehr (mit Abb. ) — Karlsruher Übersichts¬
plan der Auto-, Durchgangs- und Umgehungsstraßen — Ver -
kehrsstatistik — Autobusverkehr in die Umgebung — Bestim¬
mungen und Preise der Reichsbahn, mit Entfernungstabelle ,
Sonntagskarten und Gabelkarten — Luftverkehr — Rund -
funkbestimmungen — Ortspolizeiliche Verordnungen von all¬
gemeiner Bedeutung — Standesamtsangelegenheiten . Die
farbige Tafel „Eilige Anrufe " ist wieder beigegeben. Im
Verzeichnis der Häuser fällt auf , daß diesmal bei den wich¬
tigsten Verkehrsstraßen der inneren Stadt Lageskizzen voran¬
gestellt sind , eine begrüßenswerte Ergänzung zum Stadt¬
plan . Letzterer wird den Adreßbuchbeziehern kostenfrei nach¬
geliefert ; er wird wegen der überaus zahlreichen Änderungenund Ergänzungen (die zum Teil erst in jüngster Zeit beschlos¬
sen wurden ) bis Mitte Dezember völlig neu bearbeitet vor¬
liegen.

Preis des neuen Adreßbuchs bis zum Ausgabetag , den
21 . November 15 3M, nachher 20 Ml . Bezug nur vom Ver¬
lag , Karl -Friedrichstraß« 14.

Wettrrnat ^ ichtendirnst der Badischen Lanbeswettrrmarte
Karlsruhe . Baden hatte gestern trockenes , wolkiges und zeit¬
weise nebliges Wetter . In Südbaden war cs infolge Alpen- ,
föhns ziemlich heiter . Heute morgen überdeckt hohe Bewölkungwieder das ganze Land. Der Feldberg hat starke Temperatur¬
umkehr mit Alpensicht . Tiefer Druck breitet sich von Westen
her weiter über das Festland aus . Eine erste Welle des Druck¬
falles liegt heute Morgen zwischen Nordsee und Alpen. Ihr
folgt über der Biskaya eine zweite. Die ans dem skandinavi¬
schen Hochdruck^ biet nach Mitteleuropa ströniende trockene
Kaltluft wird dadurch zunehmend abgelenkt und verliert ihren
Einfluß auf die Witterung Deutschlands. Wir müssen daher
neuerdings wieder mit Niederschlägen, meist als Regen , rech¬
nen . Boraussichtliche Witterung für Sonntag : Meist wolkigund zeitweise auch Regen (Gebirge nur vereinzelt als Schnee).
Temperaturen wenig verändert .

Ikurze « achricdten aus Baden
DZ . Germersheim , 18. Nov . Die Entfestigung der Festung

Germersheim gemäß dem Friedensvertrag geht weiter . Da »
Straßenbauamt Speyer vergibt gegenwärtig lveitere 44 000
Kubikmeter Erdmassen zur Abtragung und 400 Kubikmeter
Mauerwerk zum Abbruch .

DZ . Malsch (Ettlingen ) , 19. Nov . Die hiesige Kirche kann
in diesem Monat auf ihr 190jähriges Bestehen zurückblicken .
Dieser Tatsache soll durch eine Jahrhundertfeier am nächsten
Sonntag , den 20 . November, gedacht werden. Prälat Dr. Göller »
Universitätsprofessor in Freiburg , wird die Festpredigt halten .
Staatspräsident Dr. Trunk hat sein Erscheinen zugesagt.

DZ . Freiburg i. Br ., 18 . Nov . Der in Basel tagende Auf¬
sichtsrat der deutschen Acetat- Kunstseiden A>G . Rhodiasrta
hat sich für die Errichtung der Fabrik in Freiburg ausge¬
sprochen und den Vertrag mit der Stadtverwaltung über den
Geländeerwerb genehmigt. Oberbürgermeister Dr. Bender »
Freiburg , ist mit dem Dienstvorstand des städtischen Unter¬
suchungsamtes zur Besichtigung der Anlagen der Stamm -
fabrik nach Lyon abgereist.

DZ . Freiburg i. B ., 18 . Nov . Die durch die Genossenschaftder barmherzigen Brüder in Trier geplante Erstellung eines
Kurhauses wird von der Stadt Freiburg nach Maßgabe der
von der Kunstkommission und vom Hochbauamt gestellten Be¬
dingungen befürwortet .

DZ . Badenweiler , 19. Nov . Wie berichtet wird, verläßt der
ehemalige Großherzog von Baden heute vormittag nach vier-
monatigem Kuraufenthalt wieder Badenweiler, um deir Win-
ter in Freiburg zu verbringen . Das Herzleiden des Groß -
herzogs , das eine zeitlang zu ernsten Besorgnissen Veran¬
lassung gab, hat sich sehr erheblich gebeffert . Der lange Auf¬enthalt in Badenweiler hat seine Gesundheit in erfreulicher
Weise wieder gehoben .

r - ^ oö- ®er 76jährige hiesige RatschreiberArnold Walter , wurde am Samstag auf dem Heimweg von
Schaffhausen von einem Auto überfahren und mußte in da »
Krankenspital Lchaffhausen verbracht werden.

.
18 . Nov . Die Arbeiten an der Staustufe ,m Horkheim des Neckarkanals werden von nächster Woche alll !wieder regelmäßig ausgenommen. Es sollen auch Notstands-arbeiten wieder in größerem Umfange durchgeführt werden. ,

In drer Wochen dürfte in Horkheim wieder die ganze Beleg-
schaft zur Arbeit kommen . '

» laaisanzerger
Bekanntmachung.

>Vom 16 . November 1927.)
Die Einfuhr von gesalzenen Därmen ,aus Rußland .

Zur Verarbeitung von gesalzenen Därmen , die aus Ruß -land nach Baden eingeführt werden, sind gemäß Anlage IVZiffer 4 des deutsch -russischen Wirtschaftsabkommens vom6. Januar 1926 (Reichsgesetzblatt II Seite 1 ) folgende Emp-Sortier - und Veredelungsantagen zuaelasŝ nrSchlossinger L Co. in Heidelberg.Albert Jmhoff G . m . b . H . in Karlsruhe .Gebr . Kahn G . m . b. H . in Karlsruhe ,Schnurmann L Co. in Karlsruhe ,Staudt & Stern Nachfolger in Mannheim,Wilhelm Friedrich Nägele in Mannheim,Waixel & Bensheim in Mannheim,
Süddeutsche Darmindustrie in Mannheim,Arnold Adolf & Co. in Freiburg ,
Darnbacher L Maier in Freiburg ,Ludwig Piccard in Konstanz.Eine Verarbeitung russischer Därme durch hier nicht ge-nannte Firmen ist nicht statthaft.Von der Einhaltung der weiteren Vorschrift in Anlage IV

Ziffer 4 a . a . O . , wonach die fraglichen Därme von den Emp¬fangsfirmen nach erfolgter Veredelung nur nach großen Ver-
brauchsstellen (Wurstfabriken ) abgegeben werden dürfen , wirdAbstand genommen.

Karlsruhe , den 16. November 1927.Der Minister des Innern :
I . V . : Föhrenbach

Deutscher Bolksbühnenverband. Sonntag , den 27. d . M.
findet zum erstenmal ein Bezirkstag des „Verbandes der
deutschen Volksbühnenvereine" e . B ., Sitz Berlin , in Karls ,
ruhe statt . Es ist der vierte ordentliche Bezirkstag des Bezir¬
kes Baden , Pfalz und Saargebiet genannten Verbandes , dessen
Mitglied auch unsere Karlsruher Volksbühne ist. Dem Ver¬
bände gehören bekanntlich fast sämtliche Volksbühnen im Reiche
an . er zählt über eine halbe Million Mitglieder . Die eigentliche
Tagung findet morgens 10 Uhr im Saale des Restaurant Kro¬
kodil, Eingang Blumenstrahe , statt . Zutritt haben geladene
Gäste und die Mitglieder der Volksbühne. Das Hauptreferat
hat Stadtverordneter H»fman «, Heidelberg : „Staat , Gemein¬
den und Volksbühnenbewegung". Abends 7 Uhr finbet dann
in der Festhalle ein großer Werbeabend unter Mitwirkung
namhafter Karlsruher Künstler statt. Der Generalsekretär des
Verbandes , Dr. S . Restriepke , Berlin, . wird sprechen über :
„Warum Volksbühne".

Tödlicher Unfall. Der im 65. Lebensjahre stehende Regie¬
rungsrat a. D. Karl Meyer, wurde Freitag abend an einer
Straßenecke in der Kaiser- Allee von einem Desinfektions¬
wagen mit dem rechten Kotflügel erfaßt , zu Boden geschleu »
dert und so schwer am Kopfe verletzt , daß er auf dem Trans -
Port nach dem Krankenhause starb. Man stellte «ine Gehirn¬
erschütterung fest. Die Untersuchung über die Schuldfrage
ist eingeleitet.

RESIDENZ - LICHTSPIELE
WaldatraB « Telephon flil

STACHELDRAHT I

Staatsprüfung für den mittlrret »
technischen Dienst im Bermeffungs -
wesen .

Die Nachgenannten haben die im Oktober 1927 abgehaltene
Staatsprüfung für den mittleren technischen Dienst im Ver-
meffurtgswesen bestanden und hierdurch gemäß 8 9 der Ver¬
ordnung vom 8 . April 1925 die Berufsbezeichnung „staatlich
geprüfter Vermessungstechniker" erlangt :

Otto Bratzler von Karlsruhe ,
Willi Dewald von Berghausen.
Josef Flach von Überlingen,
Friedrich Kopf von Lahr,
Paul Lohr von München,
Karl Hermann Müll von Kork.
Karlsruhe , den 17 . November 1927.

Der Finanzminister :
I . V . : Sammet .

personeller Teil
’

Ernennungen. Versetzungen. Zuruhesetzungen usw
der planmäßige » Beamte ,

Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern
Ernannt :

Zum - Gendarmeriekommissär Gendarmerieoberwachimeister
Franz Bick in Metzkirch.

Gestorben :
Geh . Hofrat Professor Dr. Karl »an Lilienthal an der Uni¬

versität Heidelberg.
Fortbildungsschulhaupllehrerin Rosine Maser, zuletzt i»

Mannheim .



I Ieute verschied nach schwerem Leiden mein lieber
Mann , unser treubesorgter Vater

Geh . Regierungsrat

Leopold Gräser
Landeskommissär .

Karlsruhe , den 19 . Nov. 1927 .
Frau Elsa Gräser

und Kinder .
Die Beerdigung findet in aller Stille statt
Von Beileidsbesuchen und Kranzspenden bittet man abzosehen.

'

LebensbedQrfnisverein
Gut geräuchertes

Düppfleisch
ohne Knochen RM . 1,60
mit Knochen RM . 1,55

renabgabe nur an Mitglieder !
@.908

Am 14 . November verschied
im 90 . Lebensjahr meine liebe
Mutter , unsere gute Großmutter

Frau Domänenrat

Sekunda Bach
geb . Schrieder

Dr. Heinrich Bach
Arzt in Lahr
und Kinder

Die Beisetzung hat auf Wunsch der Ent¬
schlafenen in aller Stille in Heidelberg
stattgefunden . @.893

Aagd-Verpachtung .
Montag , de» 21 . November 1927, nachmittags 3 Uhr,wird die Jagd der Gemarkung Pfaffenrot mit 490

Hektar Gemeindewald, 77 Hektar Domänenwald Un¬
terklosterwald, angrenzend an den Gemeindewald
und 348 Hektar Feld auf weitere 7 Fahre vom
1 . Februar 1928 bis 31 . Januar 1935 im Rathaus
dahier öffentlich versteigert . @ .688

Ms Steigerer werden zugelassen Personen , welchem Besitze eines Jagdpaffes sind , oder durch Zeugmsder zuständigen Behörde Nachweisen , dass gegen die
Erteilung des Jagdpaffes keine Bedenken obwalteir.

Das Jagdgebiet ist angrenzend an das Albtal , Sta¬
tion Marxzell , Gertrudenhof , Haltestelle Spielberg .

Pfaffen rot , den 9. RovLmber 1927 .
Der Gemeinderat:

Jfotfhrwäe#
• Mereedes " ab

jhFabrlk aa jodftrm.'
Günstig* Preise,

beqaemtTeilzahlg ,
v - Verl 8t* . < atalog,

BtkraribtlUbrik „■tretiM’1
Lorch <Wirtttabtrgi

Montag , 21 . November1927
Volksbühne 3
Fra Mvolv

von Auber
Musikalische Leitung :

Rudolf Schwarz
In Szene gesetzt von

Otto Kraust
Fra Diavolo Witt
Lord Vogel
Pamela Weiner
Lorenzo Laufkötter
Matteo Löser
Zerline Schneider
Giacomo Dr .Wucherpfennig
Beppo Kalnbach
Dragoner Wurm
Müller Gröhinger

Tanz einstudiert von
Edith Bielefeld

Anfang 7l/, Ende 93/4I Rang und I . Sperrsitz
7 m .

Der IV . Rang ist für den
allgemeinen Verkauf

_ freigehalten .

Waldstraße 16
Telephon 5599

Täglich
abends 8 Uhr
Die lachende

Revue

frei! euch
du Lebeis!

Glaser , Bürgermeister .

3 außerordentlich billige Serien

Hmen - Me
Kammgarne , gute , solide

tragfähige Qualitäten

RM.14 ,- 15 ,- 16 ,- per Meter

Ulster -Stoffe
in wunderbaren Qualitäten und allen Preislagen

Leipheimer & Mende

Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

offizielles Organ
der badischen Regierung

über den ganzen Freistaat Baden verbreitet
Von sämtlichen Staats- und Gemeindebeamten,
in Industrie -, Handels- und Gewerbekreisengelesen

Anzeigen aus Industrie,
Handel und Gewerbe
sind deshalb von ganz
besonderer Wirkung

Geschäftsstelle;
Karlsruhe , Karl -Friedrich-StraBe 14

Telephon 952, 955, 954

Bad . Kimstverein e. B. |
3 Waldstratze 3 |

Vom 19. November 1
bis «. Dezember 1927 » f§

MWG
~

;
'

. |
Rorlsrupet «Wer j

1 Möbel und Vorhangstoffe j
W aus den Deutschen Werkstätten A-- G - W
H Dresden -Hellerau f=
U ausgestellt durch =
ü Gebrüder Himmelheber A -G . W
W Möbelfabrik, Kriegsstratze 25 W
W Geöffnet : Sonntags 11—1 und 2—4 Uhr W
W @.909 Werktags 10- 1 und 2- 4 Uhr §f
§ i Eintritt für Nichtmitglieder 50 j§

ofonder Verkauf
Da unser seit Jahren bestbekanntes

^Wäsche* und £3>usstattungs=
Geschäft

in anderen Besitz übergeht , verkaufen wir unser
reichhaltiges Lager zu ganz bedeutend herab -

fesetzten Preisen und geben darauf noch JO
is 2O°l0 Rabatt . © .907

Qescßwister Gßaer
<Wafdsfr. 37 ' <Cef. 579

Der berühmte

ffehaller S
In Originalpackungen

wird Sie durch seine hohe Güte stets befriedigen.

Das Tiefbauamt der Stadt Freiburg im Breisgau
sucht zum sofortigen Eintritt für die Abteilung Stadt -
erweiwrung

ei» IlMliilhgeprüftenjüngerenBaumeijter.
Verlangt wird vor allem grobe Gewandtheit im

Konstruieren , in der zeichnerischen Darstellung und
in Geländeaufnahmen . G .892

Die Anstellung erfolgt im AugestelltenverhältniS
auf Privatdienstvertrag mit den Bezügen der Besol¬
dungsgruppe VII . Spätere plananätzige Anstellung
mit den für die Techniker des mittleren gehobenen
Dienstes bestehenden AufrückungS- und Beförderungs¬
möglichkeiten ist nicht ausgeschlossen.

Gesuche mit Lebenslauf , Lichtbild, Leumunds -,
Ausbildungs - und Dienstzeugnissen im Original oder
beglaubigten Abschriften, Zeichen - und Schriftproben
sind unter Angabe der spätesten Eintrittsmöglichkeit
bis zum 10. Dezember d. I . bei der unterztichnrten
Stelle einzureichen.

Die in Aussicht genommenen Bewerber haben sich
vor Anstellung beim Gesundheitsamt der Stadt Frei -
burg ' ärztlich untersuchen zu lassen.

Freiburg im Bveisgau , den 15. November 1927.
Städtisches Tiefbanamt.

i

Holz - Gutmann
Ständige Ausstellung

von Ober

100 SRWteu - Sitmnein
SViidxenl

Besiohtigang erbeten ! Besichtigung erbeten !
Früher 1s Kaiserstr. 109 ; jetzt !
Nur KarlstraBe 30 © .905

1.906

TH . und O. HESSIG
Telephon 105
@ .768

Karlsruhe i . B .
Gegründet 1878

Hirschstr . 40

Beton - und Eisenbeton- Hoch - und Tiefbau
Asphaltierungen ====

Neuzeitlicher Straßenbau
Spezialität : Soliditit- Betonstraßen D . R. P.

MWs LandestheM
Sonntag , 20.Novemberl927

* 08 Th .-Gem . 601 —700

und ve» Sängerkrieg
auf Wartburg

von Richard Wagner
MusikalischeLeitung :

Josef Krips
In Szene gesetzt von

Otto Kraust
Hermann Dr . Wucher-

Tannbäuser Stra
Wolfram Weyrauch
W- v - d . Bogelweide Witt

Vogel
Kalnbach

Grötzinger
Fanz

von Hartung
Schneider

Oster
Hermsdorff
Fischbach
Winter

Tubach
Leyendecker -

Pagel »
Rivintus

DasBacchanal ist einstudiert
von Edith Bielefeld

Anfang 6 ' /, Ende geg . 10V4
I . Rang und I Sperrsitz ,8 äW.

Biterolf
Heinrich
Reinmar
Elisabeth
BenuS
Hirt

Edelknaben

Grazien

Druck G . Braun . Karlsruhe
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